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Inhalt: Geſetz, betreffend die Ablöſung der Reallaſten im Gebiete des Regierungsbezirks Caſſel, ausſchließlich 
der zu demſelben gehörigen vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, S. 357. — Geſetz wegen 
Ergänzung beziehungsweiſe Abänderung der Verordnung vom 13. Mai 1867., betreffend die Ablöſung 
der Servituten, die Theilung der Gemeinheiten und die Zuſammenlegung der Grundſtücke für das 

vormalige Kurfürſtenthum Heſſen (Geſetz-Samml. S. 716.), S. 366. f 


(Nr. 8455.) Geſetz, betreffend die Ablöſung der Reallaſten im Gebiete des Regierungsbezirks 
Caſſel/ ausſchließlich der zu demſelben gehörigen vormals Großherzoglich 
Heſſiſchen Gebietstheile. Vom 23. Juli 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
das Gebiet des Regierungsbezirks Caſſel, ausſchließlich der zu demſelben gehö— 
rigen vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, was folgt: 

8,1% 

Die Ablöſung der auf Grundftüden oder Gerechtigkeiten zur Zeit noch 
haftenden beſtändigen Abgaben und Leiſtungen (Reallaſten) findet nach den Vor- 
ſchriften dieſes Geſetzes ſtatt. 5 . 

Den Beſtimmungen deſſelben unterliegen auch diejenigen Leiſtungen des 
früheren Obereigenthümers oder ſonſtigen Berechtigten, welche nicht in Gemäß⸗ 
heit der $$. 2. und 5. des Kurheſſiſchen Geſetzes vom 26. Auguſt 1848. über 
die Auseinanderſetzung der Lehns“, Meier- und anderer gutsherrlicher Verhält⸗ 
niſſe (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. Seite 67.) gleichzeitig mit den erloſchenen 
Leiſtungen des Verpflichteten weggefallen ſind. 


$. 2. 

Ausgeſchloſſen von der Anwendung dieſes Geſetzes bleiben: 

1) diejenigen Leiſtungen, welche auf nicht zu vollem Eigenthum beſeſſenen 
Grundſtücken oder Gerechtigkeiten für den Obereigenthümer (Lehns⸗ 
herrn, Erbverleiher 2.) haften; 

2) die öffentlichen Laſten mit Einſchluß der Gemeindelaſten, Gemeinde- 
abgaben und Gemeindedienſte, ſowie der auf eine Entwäſſerungs⸗, 
Wald⸗ oder ähnliche Genoſſenſchaft ſich beziehenden Laſten. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8455.) 52 Auf 


Ausgegeben zu Berlin den 6. September 1876. 
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Auf die ſogenannten Waſſerzinſen, welche für die urkundlich und 
dauernd verliehene Benutzung der Waſſerkraft in öffentlichen Gewäſſern 
7 entrichten find, ſowie auf diejenigen Abgaben und Leiſtungen, welche 

en Gemeinden und den gedachten Genoſſenſchaften aus Privatrechts⸗ 
verhältniſſen zuſtehen, findet dieſes Geſetz Anwendung; 

3) die Abgaben und Leiſtungen zur Erbauung oder Unterhaltung von 
Kirchen, Pfarr-, Küſter⸗ und Schulgebäuden, ſofern dieſelben nicht 
als Laſten oder Gegenleiſtungen auf ablösbaren Reallaſten ruhen j 

4) die im Titel I. des Geſetzes vom 17. März 1868. (Geſetz-Samml. 
S. 249.) für ablösbar erklärten gewerblichen Berechtigungen und 
die nach dem Geſetze vom 17. Dezember 1872. (Geſetz-Samml. 
S. 717.) ablösbaren, auf den Betrieb des Abdeckereigewerbes bezüg⸗ 
lichen Berechtigungen; 

5) die auf die Königlich Bayeriſchen Grundrenten⸗Ablöſungskaſſen in 
Folge des Bayeriſchen Geſetzes vom 4. Juni 1848. (Bayeriſches Geſetz⸗ 
blatt ©. 122.) übergegangenen und im . 9. des zum Vollzuge des 
Friedensvertrages vom 22. Auguſt 1866. zwiſchen Preußen und Bayern 
abgeſchloſſenen Rezeſſes erwähnten Gefälle. 


$. 3. 

Die Auseinanderſetzung erfolgt ſowohl auf den Antrag des Berechtigten, 
als auch auf den Antrag des Verpflichteten. a 

Gemeinſchaftliche Beſitzer eines berechtigten oder verpflichteten Grundſtücks 
können nur gemeinſchaftlich die Auseinanderſetzung beantragen; die nach den 
Antheilen zu berechnende Minderzahl der Beſitzer muß ſich dem wegen der Aus⸗ 
einanderſetzung gefaßten Beſchluſſe der Mehrheit unterwerfen. 

Die Provokation auf Ablöſung Seitens des Verpflichteten muß ſtets ſämmt⸗ 
liche Reallaſten umfaſſen, welche auf ſeinen Grundſtücken innerhalb deſſelben 
Gemeindeverbandes oder Gutsbezirkes haften. 

Die Provokation⸗ auf Ablöſung Seitens des age muß ſtets alle 
Reallaſten umfaſſen, welche für ihn auf den Grundſtücken deſſelben Gemeinde— 
verbandes haften. 

Sind mit den Provokaten Grundbeſitzer einer anderen Gemeinde zum 
Naturalfruchtzehnt oder zu Dienſten gemeinſchaftlich verpflichtet, ſo muß der 
Berechtigte ſeine Provokation zugleich auch gegen die Grundbeſttzer dieſer Ge⸗ 
meinde hinſichtlich aller auf deren Grundſtücken für ihn haftenden Reallaſten 
richten. Die Ablösbarkeit iſt ohne Rückſicht auf frühere Willenserklärungen, 
Verjährung oder Judikate nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu beurtheilen. 

Die Zurücknahme einer angebrachten Provokation iſt unzuläſſig. 


$. 4. 

Behufs der Ablöſung der gegenſeitigen Berechtigungen und Verpflichtungen 
iſt zunächſt der jährliche Geldwerth der Leiſtungen und Gegenleiſtungen zu er⸗ 
mitteln, wobei — in Ermangelung einer anderweiten Vereinbarung der Be- 
theiligten — die Beſtimmungen der $$. 5. bis 14. zu beachten find. 5 

5. 
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F. 8. 
Abgaben in Getreide und ſonſtigen Feldfrüchten, welche einen allgemeinen 
Marktpreis haben, ſind nach demjenigen Martini-Marktpreiſe zu berechnen, 
welcher ſich im Durchſchnitt der letzten 24 Jahre vor Anbringung der Provo⸗ 
kation ergiebt, wenn die zwei theuerſten und die zwei wohlfeilſten von dieſen 
Jahren außer Anſatz bleiben. Unter Martini⸗Marktpreis wird der Durchſchnitts⸗ 
preis derjenigen 15 Tage verſtanden, in deren Mitte der Martinitag fällt. 

Die Marktplätze werden durch den Minifter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten nach Anhörung des kommunalſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſes 
für den Regierungsbezirk Caſſel feſtgeſetzt. 3 

Die Durchſchnitts⸗Marktpreiſe werden alljährlich durch das Amtsblatt be- 
kannt gemacht. 9 6 


Sind für andere Naturalabgaben, Dienſte und Leiſtungen, und zwar für 
jährlich wiederkehrende während der letzten zehn Jahre, für die in längeren 
Perioden wiederkehrenden aber während der letzten zwanzig Jahre vor Anbrin⸗ 
gung der Provokation Geldvergütungen ohne Widerſpruch bezahlt und ange⸗ 
nommen worden, ſo ſind dieſe Vergütungen und wenn fie innerhalb der ge 
dachten Zeiträume gewechſelt haben, der Durchſchnitt der bezahlten Beträge der 
Feſtſtellung des Geldwerthes dieſer Abgaben zum Grunde zu legen. 

Dafelbe gilt für Getreide und Feldfrüchte, wenn der Durchſchnitts⸗Markt⸗ 
preis (F. 5.) nicht zu ermitteln iſt, oder wenn dieſelben in einer beſonderen Qua⸗ 
lität zu liefern find. 5 

Der Jahreswerth der Holzabgaben wird 1955 dem ERS derjenigen 
Preiſe beſtimmt, welche für die den Gegenſtand der Ablöſung bildenden Holz⸗ 
ſortimente in denjenigen Forſten, aus welchen die Abgaben zu leiſten ſind, wäh 
rend der der Anbringung der Provokation vorhergegangenen fünf Jahre in den 
öffentlichen Holzverſteigerungen erzielt worden ſind. 


ER 

Kann der jährliche Geldwerth nach den Beſtimmungen der § , 5. und 6. 
nicht ermittelt werden, ſo wird derſelbe durch Schiedsrichter feſtgeſtellt. 

In Anſehung ſolcher Gegenstände, deren Güte eine verſchiedene ſein kann, 
iſt, wenn darüber nicht urkundlich etwas Anderes beſtimmt worden, bei der 
Schätzung davon auszugehen, daß die Abgabe in der mittleren Güte zu ent⸗ 
richten ſei. 

Nei allen denjenigen Abgaben und Leiſtungen, welche ſich nach dem Be⸗ 
dürfniſſe des Berechtigten richten, iſt der Jahresbetrag derſelben nach dem nach⸗ 
haltigen Durchſchnittsbedarfe des Berechtigten durch Schiedsrichter zu ermeſſen. 


§. 8. 
i Bei Zehnten und anderen in Quoten des jeweiligen Naturalertrages be⸗ 
ſtehenden Abgaben iſt, ſoweit nicht die Beſtimmungen des F. 6. zur Anwendung 
gelangen, der Betrag an Naturalfrüchten, welche der Berechtigte im Durch⸗ 
ſchnitte der Jahre beziehen kann, nach dem Zuſtande und der Wirthſchaftsart 
(Nr. 8455.) 52* der 
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der pflichtigen Grundſtücke zur Zeit der Ablöſung ſachverſtändig zu bemeffen. 

Beim Getreide iſt dieſer Ertrag in Körnern und in Stroh en feſtzuſetzen. 

ss 5 De ai der Naturalfrüchte beſtimmt fi) nach den Vorfehriften der 
5. und 7. 

Von dem Rohertrage werden die Koſten in Abzug gebracht, welche der 
Berechtigte aufwenden muß, um den Reinertrag zu erhalten. 

Den Sachverſtändigen bleibt überlaſſen, zu beurtheilen, inwieweit die vor- 
zulegenden Zehnt⸗ und ähnlichen Regiſter, Grundſteuerkataſter, ſowie andere nach 
ihrem Ermeſſen einzuziehende Nachrichten ohne Vermeſſung und Bonitirung für 
die von ihnen vorzunehmenden Feſtſtellungen ausreichend ſind. 

8:89: 

Für die Ermittelung des Werths der Beſitzveränderun sabgaben bei Ver⸗ 
änderungen in der Perſon des Beſitzers des verpflichteten Gutes ſind drei Be⸗ 
fitveränderungsfälle auf ein Jahrhundert zu rechnen. 

$. 10. 

Iſt der Betrag der Beſitzveränderungsabgabe weder ein für alle Mal, 
noch auch nach Prozenten des Werthes oder Erwerbspreiſes des verpflichteten 
Grundſtücks rechtsgültig beſtimmt, ſo wird der Durchſchnitt derjenigen Beträge, 
welche in den letzten ſechs Veränderungsfällen wirklich gezahlt oder zu zahlen 
geweſen ſind und wenn dies nicht ermittelt werden kann, der Durchſchnitt der⸗ 
jenigen Beträge, welche bekannt ſind, als Einheit zu Grunde gelegt. 

Beſteht die Beſitzveränderungsabgabe in Prozenten von dem Werthe oder 
Erwerbspreiſe des verpflichteten Grundſtücks, ſo erfolgt die Feſtſtellung des bei 
der Ablöſung zu Grunde zu legenden Werthes oder Preiſes nach dem in Pauſch 
und Bogen durch Schiedsrichter zu ſchätzenden gemeinen Kaufwerthe. 

It der Betrag oder Prozentſatz der Beſitzveränderungsabgabe nach Ver⸗ 
ſchiedenheit der Beſitzveränderungsfälle verſchieden, ſo iſt der Durchſchnitt der 
verſchiedenen Beträge oder Prozentſätze als Einheit des Betrages oder Prozent⸗ 
ſatzes der Beſitzveränderungsabgaben anzuſehen. 

F. 11. 

Der hundertſte Theil der Summe derjenigen einzelnen Beträge, welche 
nach vorſtehenden Beſtimmungen in einem Jahrhundert zu entrichten ſein würden, 
bildet den Jahreswerth der abzulöſenden Beſitzveränderungsabgabe. 


§. 12. 

Von dem Zeitpunkte ab, an welchem eine Provokation auf Ablöſung bei 
der Auseinanderſetzungsbehörde angebracht wird, darf von denjenigen Grund⸗ 
ſtücken, auf welche ſich die Provokation erſtreckt, für die ſpäter ſich ereignenden 
Beſitzveränderungsfälle die Beſitzveränderungsabgabe nicht mehr gefordert werden, 
dagegen iſt von eben dieſem Zeitpunkte ab der nach den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen zu ermittelnde Jahreswerth von den Verpflichteten zu entrichten. 

§. 13. 

In den vormals Bayeriſchen Landestheilen wird das Recht, Beſitzverän⸗ 
derungsabgaben bei denjenigen Veränderungsfällen zu fordern, welche auf irgend 

eine 


eine Weiſe in herrſchender Hand eintreten, ohne Entſchädigung des Berechtigten 
aufgehoben. 814 


Feſte jährliche Geldabgaben werden nach ihrem Jahresbetrage in Rechnung 
eſtellt 


St eine feſte Geldabgabe nicht alljährlich, fondern nach Ablauf einer be⸗ 
ſtimmten Reihe von Jahren zu entrichten, ſo wird ihr Betrag durch die Zahl 
dieſer Jahre getheilt und der Quotient ſtellt alsdann den Jahreswerth der Ab— 


abe dar. 
es 8. 15. 


Die Gegenleiftungen, welche dem Berechtigten dem Verpflichteten gegen- 
über obliegen, werden, ſoweit ſie nach dem gegenwärtigen Geſetze ablösbar ſind, 
nach den Vorſchriften der Hh. 5. bis 14. ebenfalls auf eine Jährlichkeit gebracht. 

Der Ueberſchuß, der ſich hiernach bei der Aufrechnung der jährlichen 
Leiſtungen und Gegenleiſtungen zu Gunſten des Berechtigten oder Verpflichteten 
ergiebt, bildet den abzulöſenden jährlichen Geldwerth. 

Wenn dem Berechtigten aus einem beſonderen Rechtsgrunde die Befugniß 
zuſteht, wider den Willen des Verpflichteten auf deſſen Leiſtungen zu verzichten 
und ſich dadurch von der Gegenleiſtung zu befreien, ſo hat es hierbei ſein Be— 
wenden. 9.16 


Der in Gemäßheit der $$. 5. bis 15. feſtgeſtellte jährliche Geldwerth bildet 
die Ablöſungsrente. ir 


Dieſe Rente kann der Verpflichtete durch Baarzahlung des achtzehnfachen 
Betrages tilgen. 3 | 

Die Zahlung muß in Ermangelung einer anderweiten Einigung ſpäteſtens 
im Ausführungstermine in unzertrennter Summe erfolgen. 


$. 18. 

Erklärt ſich der Verpflichtete nicht vor dem Abſchluſſe des Rezeſſes bereit, 
das Ablöſungskapital nach $. 17. zu bezahlen, jo erfolgt die Ablöſung und die 
Abfindung des Berechtigten in Rentenbriefen zum zwanzigfachen Betrage des 
Jahreswerths durch Vermittelung einer für den Regierungsbezirk Caſſel zu er⸗ 
richtenden Rentenbank, welche mit einer der beſtehenden Rentenbanken vereinigt 
werden kann. (F. 20.) ö 

Will der Verpflichtete die Ablöſung durch Baarzahlung des achtzehnfachen 
Betrages bewirken, ſo ſteht dem Berechtigten dennoch fee, die Abfindung zum 
zwanzigfachen Betrage in Rentenbriefen zu verlangen. 


§. 19. 

Ausgenommen von den Beſtimmungen der 88. 17. und 18. find die Ab⸗ 
löſungsrenten ($. 16.), welche Kirchen, Pfarren, Küſtereien, ſonſtigen geiſtlichen 
Inſtituten, kirchlichen Beamten, öffentlichen Schulen und deren Lehrern, höheren 
Unterrichts- und Erziehungsanſtalten, frommen und milden Stiftungen oder 
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Wohlthätigkeitsanſtalten, ſowie den zur Anterhaltung aller vorgedachten Anſtalten 
beſtimmten Fonds zuſtehen. Solche Renten können ohne Rückſicht darauf, ob 
die Provokation ($. 3.) von dem Berechtigten oder von dem Verpflichteten aus⸗ 
gegangen iſt, 

a) auf Antrag des Verpflichteten zum fünfundzwanzigfachen Betrage, 

b) = Antrag des Berechtigten zum zweiundzwanzigzweineuntelfachen 

etrage 

durch Kapital abgelöſt werden. 


Die Abfindung erfolgt durch Vermittelung der Rentenbank ($$. 18. 20.). 
Dem Verpflichteten ſteht jedoch frei, baar zum fünfundzwanzigfachen oder zwei⸗ 
undzwanzigzweineuntelfachen Betrage abzulöfen, je nachdem die Ablöſung ge⸗ 
mäß littr. a. oder littr. b. dieſes Paragraphen erfolgt. 

Die Zahlung des Ablöſungskapitals iſt in unzertrennter Summe oder in 
vier aufeinanderfolgenden einjährigen Terminen zu gleichen, mindeſtens drei⸗ 
hundert Mark betragenden Theilen zu leiſten. Der jedesmalige Rückſtand iſt 
mit vier Prozent jährlich zu verzinſen. 

Wird ein ſolcher Antrag auf 1 durch Vermittelung der 
Rentenbank oder Baarzahlung nicht geftellt, fo wird die Ablöſungsrente (F. 16.) 
fortentrichtet. 

§. 20. 


Auf die zu errichtende Rentenbank ($. 18.) finden das Geſetz über die 
Errichtung von Rentenbanken vom 2. März 1850. (Geſetz⸗Samml. S. 112.) 
und das daſſelbe ergänzende Geſetz vom 14. September 1866. (Geſetz-Samml. 
S. 547.) mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1) Die dem Berechtigten zu gewährende Abfindung wird in Rentenbriefen 
nach deren Nennwerth, und ſoweit dies durch ſolche nicht vollſtändig 
geſchehen kann, oder es von der Verwaltung der Rentenbank vorgezogen 
wird, in baarem Gelde geleiſtet. 

2) Die im $. 62. des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850. bezeichneten 
Ablöſungskapitalien unterliegen, ſoweit ſie dem Berechtigten nicht baar 
bezahlt werden, der Beſtimmung des $. 5. des Geſetzes vom 18. De⸗ 
zember 1871., betreffend die Aufhebung des Staatsſchatzes. 

3) Die Ueberweiſung von Abgabenrückſtänden auf die Rentenbank nach Vor⸗ 
ſchrift des §. 99. des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850. iſt unzuläſſig. 

4) Bei Ablöſungen, welche in Gemäßheit der $$. 17. und 18. dieſes 
Geſetzes erfolgen, bleiben diejenigen Beſtimmungen, welche eine Herab- 
minderung der Ablöſungsrente auf neun Zehntheile vorausſetzen, außer 
Anwendung. 

5) Tritt die Vermittelung der Rentenbank im Falle des F. 19. dieſes 
Geſetzes ein, ſo hat der Beſitzer des pflichtigen Grundſtücks von dem 
Zeitpunkte der Rentenübernahme ab durch ſechsundfunfzig ein Zwölftel 
Jahre oder ſechshundertdreiundſiebenzig Monate an die Rentenbank eine 
Jahresrente zu entrichten, welche viereinhalb vom Hundert der an den 
Berechtigten zu gewährenden Abfindung beträgt; Renten oder Renten- 
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theile unter zehn Pfennigen werden jedoch von der Rentenbank nicht 
übernommen, vielmehr wird der zweiundzwanzigzweineuntelfache Be⸗ 
trag derſelben von dem Beſitzer des pflichtigen Grundstücks unmittel⸗ 
bar an den Berechtigten gezahlt. ; 

6) Die Vermittelung der Rentenbank findet nur ftatt, wenn die Ab⸗ 
löſung bei der zuſtändigen Auseinanderſetzungsbehörde bis zum 31. De⸗ 
zember 1878. beantragt worden iſt. ($. 3. 

Auch nach Ablauf dieſer Friſt kann der Berechtigte ſowie der 
Verpflichtete die Umwandlung der Reallaſten in Geldrente nach den 
Beſtimmungen der $$. 5. ff. beantragen. 

Dagegen geht mit dem Ablauf derſelben für den Berechtigten 
die Sefugnik „Kapitalabfindung zu erlangen, mit alleiniger Ausnahme 

des im F. 27. Abſatz 5. angegebenen Falles, gänzlich verloren; der 
Verpflichtete iſt befugt, die Ablöſungsrente (F. 16.) im Fall des F. 19. 
mit dem fünfundzwanzigfachen Betrag, in allen übrigen Fällen mit 
dem zwanzigfachen Betrag durch Kapital abzulöſen. 


5. 21. 


Auf diejenigen Renten, welche dem Domainenfiskus als Berechtigten zu⸗ 
ſtehen, findet der §. 64. des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850. mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Rente während eines Zeitraumes von einund⸗ 
vierzig ein Zwölftel Jahren ununterbrochen an den Fiskus Seitens des Ver⸗ 
pflichteten zu entrichten iſt, wonächſt die Verbindlichkeit zur ferneren Entrichtung 
der Rente vollſtändig aufhört. 


§. 22. ö 

Dem Domainenfiskus wird die Befugniß beigelegt, die völlige Ablöſung 
der ihm in den vormals Baperiſchen Gebietstheilen zuſtehenden, nach den feit- 
her geltenden Geſetzen bereits feſtgeſtellten Ablöſungskapitalien zu verlangen. 

Der Verpflichtete kann alsdann die Ablöſung durch ein Kapital bewirken, 
welches in dem . Betrage des vierprozentigen 
Zinſes von dem ſeſtgeſtellten Ablöſungskapitale beſteht und im Mangel einer 
anderweiten Einigung ſpäteſtens im Ausführungstermine in ungetrennter Summe 
bezahlt werden muß. 

Bei Zinsbeträgen von über drei Mark erfolgt, wenn der Verpflichtete ſich 
nicht vor dem Abſchluſſe des Rezeſſes zur Kapitalzahlung bereit erklärt, die Ab⸗ 
findung dadurch, daß der vierprozentige Zins des nach Vorſchrift des Bayeri⸗ K 
ſchen Geſetes vom 4. Juni 1848. (Bayeriſches Geſetzblatt S. 98.) feſtgeſtellten 
Ablöſungskapitals während eines Zeitraums von ſechsundfunfzig ein Zwölftel 
Jahren ununterbrochen Seitens des Verpflichteten an den Fiskus entrichtet wird. 

Auf dieſe Renten findet der §. 64. des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 
1850. (Geſetz⸗Samml. S. 112.) mit der Maßgabe Anwendung, daß die eine 
Tilgungsperiode von . ein Zwölftel Jahren vorausſetzenden Beſtim⸗ 
mungen deſſelben außer Anwendung bleiben. 8 

Den Vorſchriften dieſes Paragraphen unterliegen auch die bereits feſt⸗ 
geſtellten, wenngleich noch nicht fälligen Handlohnsäquivalente. 

(Nr. 8455.) $. 23, 
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Bei der Auseinanderſetzung nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes findet 
eine Ermäßigung der Abfindung wegen der den pflichtigen Grundſtücken auf⸗ 
erlegten oder aufzuerlegenden Grundſteuer nicht ſtatt. 


$. 24. 


Mit dem Ausführungstermine der Auseinanderſetzung, welcher beim Man- 
gel der Einigung durch die Auseinanderſetzungsbehörde beſtimmt wird, tritt an 
die Stelle der aufgehobenen Berechtigungen das Recht auf die dafür feſtgeſtellte 
Rente oder Kapitalabfindung. 

Dieſem Rechte ſteht daſſelbe Vorzugsrecht vor allen anderen an das ver— 
pflichtete Grundſtück geltend zu machenden Privatforderungen zu, welches der 
aufgehobenen Berechtigung zuſtand. N 


$. 25. 


Mit Ausnahme fefter Geldrenten dürfen Reallaſten im Sinne des RAT 
einem Grundſtücke von jetzt ab nicht auferlegt werden. 

Neu auferlegte feſte Geldrenten iſt der Verpflichtete nach vorgängiger ſechs— 
monatlicher Kündigung mit dem zwanzigfachen Betrage abzulöſen berechtigt, fo- 
fern nicht vertragsmäßig etwas Anderes beſtimmt iſt. Es kann jedoch vertrags⸗ 
mäßig auch die Kündigung nur während eines beſtimmten Zeitraums, welcher 
dreißig Jahre nicht überſteigen darf, ausgeſchloſſen und ein höherer Ablöſungs⸗ 
betrag, als der för enen fach der Rente, nicht feſtgeſetzt werden. Ver— 
tragsmäßige, den Vorſchriften dieſes Paragraphen zuwiderlaufende Beſtimmun⸗ 
gen ſind wirkungslos, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit des ſonſtigen Inhalts 
eines ſolchen Vertrages. 8. 26 


Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grundſtücke oder einer Ge— 
rechtigkeit auferlegt werden, kann künftig nur während eines beſtimmten Zeit⸗ 
raums, welcher dreißig Jahre nicht überſteigen darf, ausgeſchloſſen werden. 

Kapitalien, welche auf einem Grundſtücke oder einer Gerechtigkeit angelegt 
ſind und bisher Seitens des Schuldners unkündbar waren, können, ſobald von 
dem Zeitpunkte ab, an welchem dieſes Geſetz in Kraft getreten iſt, dreißig Jahre 
8 ſind, mit einer ſechsmonatlichen Friſt Seitens des Schuldners gekün⸗ 

igt werden. 
en Dieſe Beſtimmungen finden auf mit Korporationsrechten verſehene Kredit⸗ 
inſtitute keine Anwendung. 5.27 


Wenn bei Zerſtückelungen von Grundſtücken die darauf haftenden Real⸗ 
laſten weder durch Kapital noch durch Vermittelung der Rentenbank abgelöſt 
werden, ſo bleiben für ſolche Reallaſten das Hauptgrundſtück und die Trenn⸗ 
ſtücke ſolidariſch verhaftet. g 

Stehen dem Berechtigten mehrere verpflichtete Grundſtücke mit ſolidariſcher 
Haftbarkeit für die demſelben zu gewährenden Leiſtungen gegenüber, und es hat 
bereits eine Vertheilung der Leiſtungen mit Einwilligung des Berechtigten ftatt- 

8 ge⸗ 
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gefunden, ſo iſt letztere auch für die Auseinanderſetzung nach dieſem Geſetze in 
= en daß mit der Ausführung eren die bie 1 
eit aufhört. 

Iſt eine ſolche Vertheilung noch nicht erfolgt, fo wird die nach $. 16. er- 
mittelte Rente nach Verhältniß des Werthes der einzelnen pflichtigen Grund- 
ſtücke auf dieſelben unter Aufhebung der Solidarhaft vertheilt. 

Das Nämliche gilt bei den nach der Auseinanderſetzung eintretenden Zer- 
ſtückelungen rentepflichtiger Grundſtücke. 

Die Berechtigten ſind zu fordern befugt, daß diejenigen Rentenbeträge, 
welche nach der Vertheilung die e von ſechs Mark jährlich für 
einen Verpflichteten nicht erreichen, durch Exlegung des danach oder im 
Falle des §. 19. des fünfundzwanzigfachen Baarbetrages abgelöſt werden. 

Wenn Grundſtücke, auf denen Tilgungsrenten haften, zerſtückelt werden, 
ſo müſſen Rentenbeträge, welche nach der Vertheilung der Rente weniger als 
drei Mark betragen, auf Verlangen der Direktion der Rentenbank oder des Do- 
mainenfiskus ſofort durch Kapitalzahlung nach den Vorſchriften des §. 23. des 
Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850. (Geſetz-Samml. S. 112.) abgelöſt werden. 


f $. 28. 
Die Koſten der Auseinanderſetzung, ausſchließlich der Prozeßkoſten, ſind zur 
einen Hälfte von dem Berechtigten, zur anderen von dem Verpflichteten zu tragen. 
Mehrere Berechtigte oder mehrere Verpflichtete haben zu den ſie betreffenden 
Koſten nach Verhältniß des Werths der abgelöſten Reallaſten und Gegen- 
leiſtungen beizutragen. Kg 


Für die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu bewirkenden Ausein- 
anderſetzungen, einſchließlich: 
g a) der Feſtſetzung der Entſchädigungsforderungen, welche gemäß $. 2. und 

f F. 5 I Kurheſſiſchen Geſetzes vom 26. Auguſt 1848. 8 de Stelle 
der dadurch aufgehobenen Realberechtigungen getreten ſind, 

b) der Regulirung des Obereigenthums und des Rechts auf Beſitz⸗ 
änderungsabgaben nach Artikel 15. des Bayeriſchen Geſetzes über die 
Aufhebung der ſtandes⸗ und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit x. vom 
4. Juni 1848., ſowie der Ablöſung des Lehnsverbandes nach dem dieſe 
betreffenden Bayeriſchen Geſetze vom 4. Juni 1848., 

iſt die Generalkommiſſion zu Caſſel die zuſtändige Behörde. 

In Anſehung der Rechte dritter Perſonen, ſowie des ganzen Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahrens und des Koſtenweſens finden dieſelben Vorſchriten Anwendung, 
welche in dieſen Beziehungen bei Reallaſtenablöſungen in der Provinz Weit- 
falen gelten. 0 

Für das in dritter Inſtanz vor dem Obertribunal ſtattfindende Verfahren 
kommt die über das Verfahren in Civilprozeſſen für die durch die Geſetze vom 
20. September und 24. Dezember 1866. der Preußiſchen Monarchie einverleibten 
Landestheile ergangene Verordnung vom 24. Juni 1867. (Geſetz-Samml. 
S. 885.) zur Anwendung. 

Jahrgang 1876. (Nr. 84558456.) 53 §. 30. 


— 366 — 


$. 30. 

Die auf Grund des Kurheſſiſchen 1 vom 20. Juni 1850. (Kur⸗ 
heſſiſche Geſetz-Samml. S. 29.) und der die 2 blöſung des Lehnsverbandes, je 
die Aufhebung der ftandes- und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, die Aufhe ung, 
Fixirung und Ablöſung von Grumdlaften betreffenden Bayeriſchen Geſetze vom 
4. Juni 1848. (Baheriſches Geſetzbl. S. 98. und we. anhängigen Ablöſungs⸗ 
ſachen, ſowie die auf Grund der $$.2. und 24. des urheſſiſchen Geſetzes vom 
26. Auguſt 1848. (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. S. 67) ſchwebenden Feſtſtellungen 
der an die Stelle der dadurch aufgehobenen Reallaſten getretenen Entſchädigungs⸗ 
forderungen gehen in der Lage, in welcher ſie ſich Veladen, in das neue Ver⸗ 
fahren über, ſoweit nicht bereits ein Erkenntniß ei Inſtanz ergangen iſt. Im 
letzteren Falle ſind jene Angelegenheiten noch in dem bisherigen Verfahren und 
von den ſeither zuſtändigen Behörden zu Ende zu führen. 

F. 31. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes ſind der Finanzminiſter und der 
Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wildbad Gaſtein, den 23. Juli 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 


(Nr. 8456.) Geſetz wegen Ergänzung beziehungsweiſe Abänderung der Verordnung vom 
13. Mai 1867., betreffend die Ablöſung der Servituten, die Theilung der 
Gemeinheiten und die Zuſammenlegung der Grundſtücke, für das vormalige 
Kurfürſtenthum Heſſen (Geſetz-Samml. S. 716.). Vom 25. Juli 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 

Die Verordnung vom 13. Mai 1867., betreffend die Ablöſung der Ser⸗ 
vituten, die Theilung der Gemeinheiten und die Zuſammenlegung der Grundſtücke, 
für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen (Geſetz-Samml. S. 716.) wird, wie 
folgt, ergänzt beziehungsweiſe abgeändert: 

d Artikel 1. zu §. 11. der Verordnung. 

Der Jahreswerth von Holzſortimenten wird, ſoweit es ausführbar, nach 
dem Durchſchnitt derjenigen Preiſe beſtimmt, welche für dieſelben in der belaſteten 
Forſt während der der Werthbeſtimmung vorhergegangenen fünf Jahre in den 
öffentlichen e e erzielt worden ſind. St auf dieſe Weiſe der 
Jahreswerth nicht zu ermitteln, ſo wird derſelbe durch Sachverſtändige abgeſchätzt. 

Ts 
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Artikel 2. zu §. 12. der Verordnung. 
Der $. 12. der Verordnung erhält am Schluß folgende Zuſätze: 

Die ſogenannten offenen und ſtändigen Huten werden für die 
Ablöſung der darauf haftenden Weide- und Gräſereiberechtigungen als 
en ui angenommen, welche bei einer 5 von zwölf 

etern Entfernung zwiſchen den Pflanzlinien und vier Meter Ent- 
fernung zwiſchen den Stämmen in der Linie im mittelmäßigen Beſtande 
ſich Bee. Als offene und ſtändige Huten find diejenigen einer 
Hutungs⸗ oder Gräſereiberechtigung unterliegenden Forſtflächen anzu: 
ſehen, bei welchen nicht nachgewieſen wird, daß ein forſtmäßig benutzter 
Holzbeſtand innerhalb eines Jeitraums von vierzig Jahren, vom Erlaß 
der Verordnung vom 13. Mai 1867. zurückgerechnet, ſich darauf be⸗ 
funden hat, oder daß innerhalb deſſelben Zeitraums Forſtkulturen 
darauf bewirkt ſind. f 

Der Ablöſung der Weide oder Gräſereiberechtigung auf einer 
offenen und ſtändigen Hute wird der volle Nutzungswerth der Hute 
zu Grunde gelegt, wenn ein, 1 des Huteberechtigten, den Wald⸗ 
eigenthümer von der forſtmäßigen Kultur der Hutefläche auszuſchließen, 
nachgewieſen werden kann. 


Artikel 3. zu §. 14. der Verordnung. 

Forſtgrundſtücke, welche einer aus Gemeindenutzungsberechtigten „Einwarts⸗ 
berechtigten, henden Genoffaſe Markgenoſſen, Märkern oder gleichartigen Be⸗ 
rechtigten beſtehenden Genoſſenſchaft oder Klaſſe von Perſonen eigenthümlich ge- 
hören oder als Abfindung gegeben werden, ſind untheilbar. 

Von der zuſtändigen Auseinanderſetzungsbehörde kann jedoch die Theilung 
ausnahmsweiſe 1 werden, wenn dieſelbe landwirthſchaftlich nützlich iſt und 
das Landes- und forſtpolizeiliche Intereſſe nicht entgegenſteht. 

Artikel 4. zu $. 15. der Verordnung. 

Die Beſtimmung: „daß die Abfindung für Dienſtbarkeitsrechte zun Maft 
in feſter Geldrente zu gewähren und anzunehmen“, bleibt beſtehen. Die übrigen 
Beſtimmungen dieſes Paragraphen werden aufgehoben. 


Artikel 5. zu §. 16. der Verordnung. 
Die Beſtimmungen des $. 16. der Verordnung werden dahin ergänzt: 
Wenn eine Berechtigung zum Bezuge von Holz einer Gemeinde 
oder den im Artikel 3. genannten Berechtigten zuſteht und der Belaſtete 
auf die Ablöſung provozirt, ſo iſt die Abfindung in beſtandenen Theilen 
der belaſteten Forſt zu gewähren, wenn das abzutretende und das ver 
bleibende Forſtland nach ſeinen örtlichen Verhältniſſen, nach feiner Um- 
ebung und ſeinem Umfang zur forſtwirthſchaftlichen Nutzung geeignet 
bleibt. Die Abfindung muß in ſolchem Fall einen nach den Grund— 
ſätzen der Waldwerthsberechnung zu bemeſſenden Kapitalwerth haben, 
welcher dem ermittelten zwanzigfachen Jahreswerth der Berechtigung 
gleichkommt. 
(Nr. 8456.) Der 
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Der Belaſtete iſt befugt, auch Grundſtücke in anderer als forſt⸗ 
licher Kulturart, welche für den Berechtigten wirthſchaftlich geeignet 
ſind, als Abfindung zu gewähren. 

Will der Belaſtete nicht auf Ablöſung provoziren, ſo kann er 
verlangen, daß die Berechtigungen zum Bezuge von Holz auf ein mit 
der rechtmäßigen Benutzung im Verhältniſe ſtehendes beſtimmtes Holz⸗ 
deputat fegt werden. 

Die Koſten des Feſtſetzungsverfahrens ſind von dem Eigenthümer 
der belaſteten Forſt zu beſtreiten. 

In der ef des Forſteigenthümers, im Falle der Unzuläng- 
lichkeit der Forſten die bezügliche Benutzung einzuſchränken, wird durch 
die Fe cher nichts geändert. 

eber das gelieferte Holz kann der Berechtigte frei verfügen. 


Artikel 6. 

Hinſichtlich der forſtwirthſchaftlichen Benutzung des im Artikel 3. erwähnten 
Forſtgrundes kommen die für Waldungen der Gemeinden geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen zur Anwendung. 

Artikel 7. 

Die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes finden auch auf bereits ein— 
geleitete Ablöſungen Anwendung, jedoch behält es bei den vor Eintritt der rechts- 
verbindlichen Kraft derſelben in rechtsbeſtändiger Weiſe erfolgten Feſtſetzungen 
über die Art und Höhe der Abfindung ſein Bewenden. 

Binnen einer Friſt von drei Monaten, vom Eintritt der rechtsverbindlichen 
Kraft dieſes Geſetzes an gerechnet, können die bereits angebrachten Provokationen, 
ſoweit ſie Berechtigungen betreffen, auf welche der Artikel 5. Anwendung findet, 
von dem Provokanten zurückgenommen werden. 

Die bis zur Zurücknahme der Provokation entſtandenen Regulirungskoſten 
fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 

Artikel 8. 

Die Vorſchriften der Artikel 1. bis 7. finden auch in dem Geltungsbereiche der 
Verordnung vom 2. September 1867. (Geſetz-Samml. S. 1463. ff.) Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wildbad Gaſtein, den 25. Juli 1876. 


(I. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 


Redigirt im Büreau des Staats: Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Koͤniglichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
d. v. Decker). 
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